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WM Wertpapiermitteilungen
WRP Wettbewerb in Recht und Praxis
z.B. zum Beispiel
ZBB Zeitschrift für Bankrecht und Bankwirtschaft
ZDRL Zahlungsdiensterichtlinie
ZDRL-2 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom

25.11.2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richt-
linien 2002/65/EG – 2009/110/EG und 2013/36/EU sowie zur Aufhebung der
Richtlinie 2007/64/EG, ABl. L 337 vom 23.12.2015, 35.

ZEuP Zeitschrift für Europäisches Privatrecht
ZHR Zeitschrift für das Gesamte Handels- und Wirtschaftsrecht
ZIP Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
ZJS Zeitschrift für das Juristische Studium
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Einleitung

Die Zahlungsdiensterichtlinie (ZDRL)1 aus dem Jahr 2007 bildet den Rechts-
rahmen für die wohl bedeutendsten bargeldlosen Zahlverfahren, die Überweisung,
die Lastschrift und die Kartenzahlung in der Europäischen Union (EU). Sie regelt die
Zahlungsdienste von der Vertragsanbahnung bis hin zur Haftung und gilt für Ver-
braucher sowie fürUnternehmer. Die Richtliniewar von denMitgliedstaatenvor dem
1. November 2009 umzusetzen. Der Anstieg der Transaktionen im bargeldlosen
Zahlungsverkehr in der EU von 2009 bis 2013 von 81,74 Mrd. Euro auf 100,01 Mrd.
Euro2 deutet ihren Erfolg für den Binnenmarkt bereits an. Ihre Nachfolgerichtlinie
(ZDRL-2)3 aus dem Jahr 2015 mit einer Umsetzungspflicht bis zum 13. Januar 2018
führt diesen Ansatz weiter. Sie bezieht sich zusätzlich auf Zahlungsauslösedienste
und Kontoinformationsdienste, so dass der fortschreitenden Technisierung des
Zahlungsverkehrs Rechnung getragen wird. Vor dem Hintergrund dieses breiten
Anwendungs- und Regelungsbereiches stellt sich die Frage: Hat die ZDRL das
Potential als Vorbild für die europäische Rechtsvereinheitlichung des Vertragsrechts
zu dienen? Enthält sie für das Zahlungsdiensterecht gar eine systematische Har-
monisierung, die die ansonsten nur inselartig harmonisierten Bereiche des Privat-
rechts nicht erreichen können?

Wie weit eine Richtlinie zur Harmonisierung der mitgliedstaatlichen Rechte
führt, kann anhand ihres Harmonisierungsansatzes bestimmt werden. Insbesondere
ist zwischen der Mindestharmonisierung, die einen Mindeststandard setzt, den die
Mitgliedstaaten überschreiten können und der Vollharmonisierung, von deren
Standard nicht abgewichen werden darf, zu unterscheiden. Aber auch eine voll-
harmonisierende Richtlinie enthält Abweichungsmöglichkeiten der Mitgliedstaaten
und Öffnungen für Parteivereinbarungen. Dabei ist die Frage nach dem Harmoni-
sierungsansatz letztendlich eine Frage nach der Kompetenzverteilung zwischen der
EU und den Mitgliedstaaten. Da viele Mitgliedstaaten im Vertragsrecht eine
Durchbrechung ihrer nationalen Systematik befürchten, ist in diesem Bereich des

1 Richtlinie 2007/64/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. November
2007 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 97/7/EG, 2002/65/
EG, 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie 97/5/EG, ABl. L 319
vom 5.12.2007, 1 (im Folgenden ZDRL).

2 Vgl. Statistik Statista, abrufbar unter: http://de.statista.com/statistik/daten/studie/202811/um
frage/transaktionen-im-bargeldlosen-zahlungsverkehr-in-der-eu-ab-2006/ (Stand: 21.03.2015).

3 Richtlinie (EU) 2015/2366 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. No-
vember 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/
EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Auf-
hebung der Richtlinie 2007/64/EG, ABl. L 337 vom 23.12.2015, 35 (im Folgenden ZDRL-2).
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Privatrechts eine Harmonisierung besonders schwierig. Umso mehr erstaunt es, dass
der Titel des Art. 86 der Zahlungsdiensterichtlinie (ZDRL) von einer vollständigen
Harmonisierung spricht.

In der Vergangenheit variierten die Harmonisierungsansätze des europäischen
Gesetzgebers je nach Ausgestaltung des Gesetzgebungsverfahrens- insbesondere nach
den Mitbestimmungsmöglichkeiten der Mitgliedstaaten. 1985 läutete das Weißbuch
der Kommission eine Abkehr vom zuvor verfolgtenAnsatz der Rechtsangleichung hin
zum Prinzip der gegenseitigen Anerkennung und Gleichwertigkeit der nationalen
Regelungen ein. Denn das europarechtliche Gesetzgebungsverfahren erforderte Ein-
stimmigkeit imRat.Nachdem1986die Einheitliche EuropäischeAkte die qualifizierte
Mehrheitsentscheidung des Rates ausgeweitet hatte und der Cecchini-Bericht 1988
vorgerechnet hatte, dass es etwa 200 Millionen Euro kosten würde, den europäischen
Binnenmarkt nicht zu verwirklichen, etablierte sich der Ansatz der Teil- oder Min-
destharmonisierung. Für das Verbraucherrecht folgte darauf 2002 der Ansatz der
Vollharmonisierung. Dieser wurde 2011 jedoch durch die Verbraucherrechterichtlinie4

wiederum eingeschränkt. Diese Richtlinie war zwar als eine vollharmonisierende
Richtlinie geplant, am Ende blieben der Vollharmonisierung jedoch lediglich einzelne
Bereiche vorbehalten. Deshalb wird diese Art der Harmonisierung auch als Teilhar-
monisierung oder gezielte Vollharmonisierung bezeichnet. Somit zeigt sich gerade in
der derzeitigen Harmonisierungspraxis scheinbar wieder eine Abkehr vom Prinzip der
Vollharmonisierung im Verbrauchervertragsrecht.

Da die ZDRL sich aber nicht als verbraucherschützende Richtlinie einordnen
lässt, erstaunt der Titel des Art. 86 ZDRL Vollständge Harmonisierung umso mehr.
Darauf, dass es sich nicht lediglich um eine den Verbraucherschutz bezweckenden
Richtlinie handelt, deutet schon ihr Anwendungsbereich, der auch den B2B Bereich
umfasst hin. Zudem enthält sie auchVorschriften zu Lasten des Verbrauchers, wie die
Buchung nach einem Kundenidentifikator (Art. 74 ZDRL), die das Risiko einer
Fehlbuchung auf den unvorsichtigen Verbraucher verschieben. Dies führt zu der
Frage, welchem Ansatz die ZDRL zugeordnet werden kann. Folgt sie eher der
Teilharmonisierung und kommt somit lediglich zu punktuellen Harmonisierungs-
erfolgen oder stimmt sie mit dem Vollharmonisierungsansatz überein und enthält
sogar ein eigenes regelungsübergreifendes System?Zwingend bedarf es hierfür einer
Untersuchung, wieviel Kompetenz beim nationalenGesetzgeber geblieben ist und ob
die Richtlinie dem deutschen Gesetzgeber oder den Vertragsparteien Abweichungen
erlaubt.

Die Umsetzungsspielräume der Mitgliedstaaten und der Vertragsparteien geben
nicht nur Aufschluss über die Harmonisierungsintensität der ZDRL, sondern sind

4 Richtlinie 2011/83/EU des Europäischen Parlaments und desRates vom25. Oktober 2011
über die Rechte der Verbraucher, zur Abänderung der Richtlinie 93/13/EWG des Rates und der
Richtlinie 1999/44/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der
Richtlinie 85/577/EWGdesRates und der Richtlinie 97/7/EGdes Europäischen Parlaments und
des Rates, ABl. L 304 vom 22.11.2011, 64.
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möglicherweise auch Erfolgsrezept für eine vereinfachte Integration in die nationale
Privatrechtskodifikation. Sie entscheiden darüber, ob den Mitgliedstaaten die Frei-
heit bleibt, allgemeine Grundsätze anderer Privatrechtsbereiche anzuwenden. Denn
das Vertragsrecht – und speziell auch das Zahlungsdiensterecht – wirkt stets auch in
andere Privatrechtsbereiche hinein. Dies ist beispielsweise der Fall für die Art und
Weise des Vertragsschlusses und die Wirkung der Autorisierung. Diese regelt die
ZDRL mit ihren Informationsregeln, der Aufteilung in Zahlungsdiensterahmen-
vertrag und Einzelzahlungsvertrag sowie der zwingenden Voraussetzung der Au-
torisierung und dem Widerruf. Offen bleiben jedoch Fragen danach, ob die Regeln
der Stellvertretungmit ihrenRechtsscheintatbeständenweiterhin anwendbar sind, ob
eine Anfechtung möglich ist oder ob sich die bereicherungsrechtliche Rückab-
wicklung bei fehlender Autorisierung weiterhin nach der auf das Veranlasserprinzip
abstellenden Rechtsscheinhaftung richtet. Können hier die allgemeinen nationalen
Regelungen herangezogenwerden?Oder sperrt das neue Zahlungsdiensterecht einen
Rückgriff? Enthält es möglicherweise neue Wertungen, die den bestehenden
Grundsätzen des deutschen BGB widersprechen?

Die hinter den einzelnen Regelungen stehendenWertungen sind nicht auf Anhieb
erkennbar. Teilweise dienen sie auf den ersten Blick dem Schutz des Verbrauchers –
wie die Ausweitung der Informationspflichten oder die Neueinführung der Ent-
gelthöhenkontrolle. Teilweise führen sie jedoch auch zu einer für den Verbraucher
nachteiligen Änderung der Risikozuteilung – wie der Wegfall der Kontoaufrufprü-
fung und der verschuldensunabhängigen Missbrauchshaftung des Zahlungsdienst-
nutzers. Versucht man diese Regelungen mit der Beschleunigung des Zahlungs-
verkehrs und damit einer am Ende dem Verbraucher zum Vorteil gereichenden
schnelleren Abwicklung durch die Zahlungsdienstleister zu erklären, stößt man auch
hier auf entgegenstehende Regelungen. So werden die vorvertragliche Informati-
onspflichten erweitert. Auch das Recht der Vertragsänderung erfordert erhöhten
Aufwand des Zahlungsdienstleisters.

In seiner neueren Rechtsprechung meint der BGH, dass es teilweise zu erhebli-
chen Wertungsverschiebungen gekommen sei. In seinem Urteil vom 16.6.20155

beschränkt er dieAnwendbarkeit der von ihm entwickelten bereicherungsrechtlichen
Grundsätze, da die neuen Vorschriften des Zahlungsdiensterechts der bisherigen
Beurteilung der Rechtslage entgegenstünden. Im Zahlungsdiensterecht könne auf-
grund der Wertungen der §§ 675j, u BGB nicht mehr auf die Veranlasser- und
Rechtsscheinhaftung abgestellt werden. So komme es für die Zurechenbarkeit als
Leistung bei der Rückabwicklung lediglich auf das Vorliegen einer Autorisierung
und nicht mehr auf den Empfängerhorizont an. Zudem deutet der BGH in seinem
Urteil vom 26.1.20166 an, dass die haftungsrechtlichen Missbrauchsvorschriften
einer Anscheinsvollmacht entgegenstehen könnten. Ob der Regelungsbereich der
Zahlungsdiensterichtlinie aber tatsächlich so weit reichen sollte bzw. die deutschen

5 BGH, Urteil vom 16.6.2015 – XI ZR 243/13 – ZIP 2015, 1622.
6 BGH, Urteil vom 26.1.2016 – XI ZR 91/14 – NJW 2016, 2024.
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